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7. Wahtperiode 

16. 03. 73 
Sachgebiet 111 


Antrag 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (1. Ausschuß) 
— Wahlprüfungsangelegenheiten — 


betr. Einspruch des Karl-Heinz Dieditz, Dortmund, gegen die Güitigkeit der Wahl 
zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 — Az. 10/72 — 


A. Problem 

Der Deutsche Bundestag hat nach Vorprüfung durch den Wahl- 
prüfungsausschuß über die Einsprüche gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 zu 
entscheiden. Der zur Beschlußfassung vorgelegte Einspruch ist 
begründet worden mit: 

Behinderung in der Ausübung des Wahlrechts 


B. Lösung 

Zurückweisung dieses Wahleinspruchs ohne öffentliche münd- 
liche Verhandlung wegen 

offensichtlicher Unbegründetheit 

Offensichtlich unbegründet sind nach ständiger Praxis des 

Bundestages Einsprüche, die 

a) die Verfassungswidrigkeit von Gesetzen rügen; im Rahmen 
des Wahlprüfungs Verfahrens kann eine derartige Prüfung 
nicht erfolgen, 

b) keine konkrete Verletzung wahlrechtlicher Bestimmungen 
rügen, 

c) sich zwar auf nachprüfbare Mängel bei der Vorbereitung 
oder Durchführung der Wahl stützen können, diese jedoch 
angesichts des Stimmverhältnisses keinen Einfluß auf die 
Mandatsverteilung haben konnten. 


Druck: Thenee Druck KG. 53 Bonn. Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 63 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 56. Tel. (02221) 36 35 51 



DrUCkSdChO 7/346 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Insoweit folgt der Bundestag in ständiger Praxis der Entschei- 
dung des Bundesverassungsgerichts [BundesVerfGE Bd. 4, 370 
(372 f.)]. 


C. Alternativen 

standen nicht zur Diskussion 


D. Kosten 

entfällt 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entschei- 
dung treffen. 


Bonn, den 15. März 1973 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord- 
nung 


Dr. de With 

Vorsitzender 


Thürk 

Berichterstatter 
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Beschluß 

In der Wahlanfechtungssache - Az. 10/72 - des Karl-Heinz Dieditz, 

Dortmund, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag 
vom 19. November 1972 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 


1. Mit Schreiben vom 22. November 1972 - einge- 
gangen beim Deutschen Bundestag am 7. Dezem- | 
ber 1972 - hat der Einspruchsführer Einspruch ^ 
gegen die Gültigkeit der Wahl zum 7. Deutschen | 
Bundestag eingelegt. Er befindet sich seit dem ‘ 
27. Mai 1972 in Untersuchungshaft in der Justiz- ; 
Vollzugsanstalt Dortmund. 1 

Zur Begründung seines Einspruchs trägt er vor: 
Als Untersuchungsgefangener ohne Wohnsitz ' 
habe er in der Justizvollzugsanstalt Dortmund | 
keine Gelegenheit zur Wahl gehabt. Diese Ge- 
legenheit sei ihm bewußt und vorsätzlich vorent- 
halten worden. 

In einem weiteren Schreiben vom 13. Dezember 
1972 - eingegangen beim Deutschen Bundestag 
am 15. Dezember 1972 - führt der Einspruchs- 
führer aus, sein Schreiben vom 22. November 
1972 richte sich weniger gegen die Gültigkeit 
der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag; es gehe 
ihm vielmehr darum zu ermitteln, wer ihn und 
andere Inhaftierte ohne festen Wohnsitz bewußt 
und vorsätzlich an der Ausübung des Wahlrechts 
behindert hätte. 

Auf Anforderung des Ausschusses hat der Leiter 
der Justizvollzugsanstalt Dortmund mit Schrei- 
ben vom 15. Dezember 1972 zu der Einspruchs- 
begründung Stellung genommen. In dem Schrei- 
ben heißt es, die Feststellung des Einspruchs- 
führers, er habe als Untersuchungsgefangener 


ohne festen Wohnsitz in der Justizvollzugsan- 
stalt keine Gelegenheit gehabt, das Wahlrecht 
auszuüben, entbehre jeder Grundlage. Alle dort 
einsitzenden Inhaftierten seien über die Möglich- 
keit und die Voraussetzungen der Ausübung 
des Wahlrechts per Briefwahl in Form einer Be- 
kanntgabe, die durch die hauseigene Sprech- 
anlage - ein Lautsprecher befindet sich in jeder 
Zelle - mitgeteilt worden sei, informiert worden. 
Der Inhalt der Bekanntgabe beruhe auf einem 
Schreiben des Oberstadtdirektors der Stadt Dort- 
mund sowie einer Absprache zwischen dem 
Justizminister des Landes Nordrhein-Westfalen 
und dem Landeswahlleiter. Die Durchsage sei 
mehrmals und so rechtzeitig erfolgt, daß jeder 
Wahlberechtigte in der Lage gewesen sei, von 
seinem Wahlrecht Gebrauch zu machen. Ein be- 
weglicher Wahlvorstand sei nicht gestellt wor- 
den. 

Mit Schreiben vom 4. Januar 1973 ist dem Ein- 
spruchsführer Kenntnis von der Stellungnahme 
der Justizvollzugsanstalt Dortmund gegeben und 
ihm anheimgestellt worden, sich dazu zu äußern. 
Von dieser Möglichkeit hat der Einspruchsführer 
keinen Gebrauch gemacht. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der Anbe- 
raumung einer öffentlichen mündlichen Verhand- 
lung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 


Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch begründet 
worden; er ist auch zulässig, jedoch offensichtlich 
unbegründet. 

Aufgrund der eindeutigen Stellungnahme des Lei- 
ters der Justizvollzugsanstalt Dortmund vom 15. De- 
zember 1972, der der Einspruchsführer trotz der ihm 
eingeräumten Möglichkeit nicht widersprochen 
hat, glaubt der Ausschuß davon ausgehen zu kön- 
nen, daß die vom Einspruchsführer vorgetragenen 


Gründe nicht oder nicht in dem Maße zutreffen, daß 
sie als Wahlfehler gewertet werden könnten. Dies 
gilt umsomehr, als der Einspruchsführer mit seinem 
Schreiben vom 13. Dezember 1972 selbst ausführt, 
sein Schreiben vom 22. November 1972 richte sich 
weniger gegen die Gültigkeit der Wahl zum 
7. Deutschen Bundestag. 

Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurück- 
zuweisen. 
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Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — — beim Bundesver- 

fassungsgericht eingegangen sein. 
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